
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die nachfolgenden Ausführungen in deutscher Sprache sollen die EIOPA-

Leitlinien erläutern. Während die Leitlinien auf Veranlassung von EIOPA 

in allen offiziellen Sprachen der EU übersetzt und durch EIOPA veröffent-

licht worden sind, existieren die sie begleitenden Erläuterungstexte nur 

in Englisch. Die BaFin hat die Übersetzung dieser Texte für Deutschland 

veranlasst, um weitere Hilfestellung zu bieten. Inhaltlich handelt es sich 

um eine 1-zu-1 Übersetzung. Sollten sich dennoch in dem deutschen Text 

Zweifelsfragen des Verständnisses oder der Auslegung ergeben, so ist der 

von EIOPA offiziell veröffentlichte englische Text ausschlaggebend.

Erläuterungen  

zu  

Leitlinien für den Ansatz und die Bewer-
tung von Vermögenswerten und Verbind-

lichkeiten, bei denen es sich nicht um ver-
sicherungstechnische Rückstellungen han-

delt 



Dieser Text ist eine von der BaFin veranlasste und in Auftrag gegebene Übersetzung der erläuternden Texte 
(„Explanatory Text“). In Zweifelsfällen ist der offizielle englische Text von EIOPA ausschlaggebend. 

2 
 

 

 

Zu Leitlinie 5 – Finanzielle Verbindlichkeiten und eigene Bonität 

2.1 Gemäß Artikel 75 der Solvency II-Richtlinie darf bei der Bewertung der Ver-

bindlichkeiten keine Berichtigung zwecks Berücksichtigung der eigenen Boni-

tät des Unternehmens vorgenommen werden. Dies wird in Artikel 14 Absatz 1 

der Delegierten Verordnung (EU) 2015/35 weiter ausgeführt, der vorsieht, 

dass finanzielle Verbindlichkeiten beim erstmaligen Ansatz im Sinne der von 

der Kommission übernommenen Internationalen Rechnungslegungsstan-

dards zu bewerten sind. Es wird jedoch keine nachträgliche Berichtigung vor-

genommen, wenn eine Veränderung der Bonität des Unternehmens eintritt. 

2.2 Dadurch entsteht eine Differenz zwischen der Folgebewertung finanzieller 

Verbindlichkeiten unter Solvency II und der Bewertung nach IFRS, die vor-

sieht, dass die Auswirkungen der Bonität des Unternehmens in den Bewer-

tungsansatz einfließen sollen.  

2.3 Unternehmen können einen Top-Down-Ansatz anwenden, indem sie den nach 

IFRS berechneten beizulegenden Zeitwert zugrunde legen und nachträglich 

vorgenommene Berichtigungen für Veränderungen der Bonität des Unterneh-

mens ausschließen.  

2.4 Unternehmen können auch einen Bottom-Up-Ansatz anwenden, indem sie 

von dem Wert beim erstmaligen Ansatz ausgehen und alle Veränderungen 

der Marktbedingungen außer den Auswirkungen der Bonität in der Folgebe-

wertung berücksichtigen.  

2.5 Wird der Solvency II-Wert anhand eines Top-Down-Ansatzes ermittelt, be-

stimmen die Unternehmen den Betrag, um den sich der beizulegende Zeit-

werts einer finanziellen Verbindlichkeit aufgrund von Veränderungen des ei-

genen Kreditrisikos des Unternehmens verändert hat. Zwei mögliche Metho-

den, die die Unternehmen für eine Bewertung heranziehen können, sind: 

(a) der Betrag der Veränderung des beizulegenden Zeitwerts, der nicht auf 

Veränderungen der Marktbedingungen, die Marktrisiken nach sich zie-

hen können, zurückzuführen ist, oder 

(b) eine alternative Methode, die unmittelbar den Betrag der Veränderung 

des beizulegenden Zeitwerts der Verbindlichkeit bewertet, der auf Ver-

änderungen des eigenen Kreditrisikos des Unternehmens zurückzufüh-

ren ist. 

2.6 Um den Betrag der Veränderung des beizulegenden Zeitwerts zu ermitteln, 

der auf Veränderungen des eigenen Kreditrisikos des Unternehmens zurück-

zuführen ist, zieht das Unternehmen so viele relevante beobachtbare Input-

faktoren und so wenige nicht beobachtbare Inputfaktoren wie möglich heran.  
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2.7 Wenn die einzigen wesentlichen maßgeblichen Veränderungen der Marktbe-

dingungen mit Auswirkungen auf die finanziellen Verbindlichkeiten Verände-

rungen des beobachtbaren Zinssatz sind, dann kann der Betrag der Verände-

rung des beizulegenden Zeitwerts, der auf Veränderungen des eigenen Kre-

ditrisikos des Unternehmens zurückzuführen ist, wie folgt gemessen werden: 

(c) Das Unternehmen berechnet den Effektivzinssatz der Verbindlichkeit zu 

Beginn der Berichtsperiode anhand des beizulegenden Zeitwerts und der 

vertraglichen Zahlungsströme der Verbindlichkeit zu Beginn der Periode. 

Von dieser Rendite wird der maßgebliche risikofreie Zinssatz (der am 

Markt beobachtbar ist; es handelt sich hier nicht um die grundlegende 

risikofreie Basiszinskurve) zu Beginn der Periode abgezogen, um zu ei-

nem instrumentspezifischen Bestandteil der internen Rendite zu gelan-

gen.  

(d) Als nächstes berechnet das Unternehmen den Barwert der mit der Ver-

bindlichkeit verbundenen Zahlungsströme anhand der vertraglichen 

Zahlungsströme der Verbindlichkeit zum Ende der Periode und eines Ab-

zinsungssatzes, welcher der Summe aus (i) dem maßgeblichen risiko-

freien Zinssatz am Ende der Berichtsperiode und (ii) dem unter a) er-

mittelten instrumentspezifischen Bestandteil der internen Rendite ent-

spricht.  

(e) Die Differenz zwischen dem beizulegenden Zeitwert der Verbindlichkeit 

zum Ende der Periode und dem unter b) ermittelten Betrag entspricht 

der Veränderung des beizulegenden Zeitwerts, der nicht auf Änderungen 

des beobachtbaren Zinssatzes zurückzuführen ist. 

 

Zu Leitlinie 7 – Beteiligungen an verbundenen Unternehmen: alternative 

Bewertungsmethoden 

2.8 Grundsätzlich erfolgen Ansatz und Bewertung einzelner Vermögenswerte und 

Verbindlichkeiten in der Bilanz verbundener Unternehmen gemäß den 

Grundsätzen von Solvency II. In manchen Fällen kann es jedoch vorkommen, 

dass das Unternehmen nicht über ausreichende Kenntnisse bezüglich der ein-

zelnen Vermögenswerte und Verbindlichkeiten des verbundenen Unterneh-

mens verfügt, um eine ökonomische Bewertung für sie vornehmen oder auch 

nur Ansatz- und Bewertungkriterien nach IFRS auf sie anwenden zu können. 

Dies kann vorkommen, wenn das verbundene Unternehmen beispielsweise 

nicht von dem Unternehmen beherrscht wird, d. h. das verbundene Unter-

nehmen keine Tochtergesellschaft ist. Unter diesen Umständen kann das Un-

ternehmen eine alternative Bewertungsmethode anwenden. 

2.9 Unter den in Artikel 13 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/35 

genannten Umständen werden Beteiligungen an verbundenen Unternehmen 

in der Bilanz des jeweiligen Unternehmens mit Null angesetzt. 
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2.10 Ist eine Neubewertung der vollständigen Bilanz des verbundenen Unterneh-

mens nach Solvency II-Grundsätzen schwierig, kann gemäß Artikel 13 Ab-

satz 5 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/35 wie nachfolgend geschildert 

auch die Equity-Methode nach IFRS angewendet werden.  

2.11 Wenn die in Artikel 13 Absatz 6 und Artikel 9 Absatz 4 der Delegierten Ver-

ordnung (EU) 2015/35 genannten Kriterien erfüllt sind, können Beteiligungen 

an verbundenen Unternehmen auf Grundlage derjenigen Bewertungsme-

thode bewertet werden, die das Versicherungs- oder Rückversicherungsun-

ternehmen für die Erstellung seines Jahres- oder Konzernabschlusses heran-

zieht, sofern diese Bewertung im Einklang mit Artikel 75 steht. In diesen Fäl-

len muss das die Beteiligung haltende Unternehmen den Betrag des Ge-

schäfts- oder Firmenwerts und sonstiger immaterieller Vermögenswerte, die 

gemäß Artikel 12 Absatz 2 dieser Verordnung mit Null zu bewerten wären, 

von dem Wert des verbundenen Unternehmens abziehen. 

 

 

Entscheidungsbaum der anzuwendenden Bewertungsmethode, wenn die 

in Artikel 9 Absatz 4 der Verordnung genannte Abweichung keine Anwen-

dung findet: 
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Zu Leitlinie 8 – Eventualverbindlichkeiten: Eventualverbindlichkeiten, die 

sich aus Vereinbarungen betreffend den ergänzenden Eigenmittelbe-

standteil ergeben 

2.12 Gemäß Artikel 11 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/35 müssen Eventu-

alverbindlichkeiten in der Solvenzbilanz angesetzt werden, wenn sie wesent-

lich sind. 

2.13 Die Bewertung von Eventualverbindlichkeiten basiert auf der Methode der 

wahrscheinlichkeitsgewichteten Zahlungsströme wie in Artikel 14 der Dele-

gieren Verordnung (EU) 2015/35 definiert. 

a) In manchen Fällen mag ein Unternehmen Zugriff auf umfangreiche Da-

ten haben und in der Lage sein, viele Szenarien mit den jeweils zu er-

wartenden Ergebnissen festzulegen. In anderen Fällen mag ein Unter-

nehmen einen begrenzteren Zugriff auf die Informationen haben. Auch 

wenn Anhaltspunkte vorliegen, die eine Vielzahl von Ergebnissen nahe 

legen, ist es nicht immer erforderlich, eine wahrscheinlichkeitsgewich-

tete Verteilung aller möglichen Ergebnisse mittels komplexer Modelle 

und Techniken vorzunehmen. Stattdessen kann oftmals eine begrenzte 

Anzahl diskreter Ergebnisse und Wahrscheinlichkeiten eine sinnvolle 

Schätzung der Verteilung möglicher Ergebnisse liefern. 

b) Der erwartete Wert einer Eventualverbindlichkeit würde alle Erwartun-

gen bezüglich möglicher Zahlungsströme widerspiegeln und nicht nur 

den einzelnen wahrscheinlichsten Wert oder das zu erwartende Maxi-

mum oder Minimum der Zahlungsströme. Je wahrscheinlicher es jedoch 

ist, dass ein bestimmtes Ergebnis eintritt, desto größer ist die Wirkung, 

die das Ergebnis auf den erwarteten Wert hat. 

2.14 Ein Unternehmen muss eine Risikoanpassung vornehmen, welche die Mög-

lichkeit widerspiegelt, dass die tatsächlichen Abflüsse von Ressourcen letzt-

endlich von den erwarteten abweichen können.  

2.15 Artikel 11 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/35 sieht insbesondere den 

Ansatz wesentlicher Eventualverbindlichkeiten vor, beinhaltet jedoch keine 

entsprechende Verpflichtung für Eventualforderungen. Daher wird nicht er-

wartet, dass Unternehmen Eventualforderungen in der Bilanz ansetzen. 

 

Zu Leitlinie 9 – Latente Steuern – Ansatz und Bewertung 

2.16 Temporäre Differenzen basieren auf den Differenzen zwischen den Werten 

gemäß Artikel 75 der Solvency II-Richtlinie und den steuerlichen Werten. 

Abzinsung latenter Steuern 

2.17 Eine zuverlässige Bestimmung latenter Steueransprüche und -verbindlichkei-

ten auf der Grundlage einer Abzinsung erfordert eine sehr detaillierte und 

genaue zeitliche Festlegung der Auflösung jeder einzelnen der temporären 
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Differenzen, was in vielen Fällen jedoch unmöglich, nicht praktikabel oder 

äußerst komplex ist. 

2.18 Die Folge einer Abzinsung latenter Steueransprüche und -verbindlichkeiten 

wäre demnach eine Scheingenauigkeit und Unternehmen mit abgezinsten 

Werten und Unternehmen ohne Abzinsung wären nicht mehr ohne Weiteres 

vergleichbar. Darüber hinaus würde eine Abzinsung dazu führen, dass Unter-

nehmen Beträge ansetzen, für die es keine belastbare Grundlage gibt.  

Aus diesem Grund werden latente Steueransprüche und -verbindlichkeiten 

unter Solvency II nicht abgezinst.  

Ansatz und Bewertung latenter Netto-Steueransprüche 

2.19 Weist ein Unternehmen in der näheren Vergangenheit eine Folge von Verlus-

ten auf, muss es sicherstellen, dass es über glaubwürdige substanzielle Nach-

weise verfügt (z. B. konsistente Planungsrechnungen, neue Kooperationsver-

einbarungen, Programme zur Kostenreduzierung, Beweise dafür, dass die 

Verluste durch ein einmaliges Ereignis ausgelöst wurden), um die Angemes-

senheit der erwarteten steuerpflichtigen Gewinne nachweisen zu können. 

2.20 Bei der Erstellung von Prognosen betreffend die künftigen steuerpflichtigen 

Gewinne, auf die die abziehbaren temporären Differenzen oder ggf. die noch 

nicht genutzten Steuergutschriften oder noch nicht genutzten steuerlichen 

Verluste angerechnet werden können, sollten Unternehmen sicherstellen, 

dass Doppelzählungen vermieden werden und dass eine Übereinstimmung 

mit den Annahmen besteht, die den Bewertungen in der Solvenzbilanz und 

der unternehmenseigenen Risiko- und Solvabilitätsbeurteilung (Own Risk and 

Solvency Assessment – ORSA) zugrunde liegen.  

2.21 Eine Doppelzählung würde vorliegen, wenn die Prognosen betreffend die 

künftigen steuerpflichtigen Gewinne eines Unternehmens auch Gewinne aus 

Geschäften beinhalten würden, deren künftige Zahlungsströme bereits voll-

ständig bei der Berechnung der versicherungstechnischen Rückstellungen be-

rücksichtigt wurden. Eine Doppelzählung würde ebenfalls vorliegen, wenn Un-

ternehmen künftige steuerpflichtige Gewinne aus der Veräußerung von finan-

ziellen Vermögenswerten berücksichtigen würden, wenn diese Gewinne aus 

der Differenz zwischen den ursprünglichen Kosten und dem beizulegenden 

Zeitwert in der Solvenzbilanz entstehen. 

2.22 Neben den künftigen steuerpflichtigen Gewinnen aus Geschäften außerhalb 

der Vertragsgrenze der gesetzlichen Rechnungslegung, können Unterschiede 

der Vertragsgrenzen der gesetzlichen Rechnungslegung und für Solvency II-

Zwecke ebenfalls eine glaubwürdige Quelle künftiger steuerpflichtiger Ge-

winne sein, sofern diese nicht bei der Erstellung von Projektionen der künfti-

gen steuerpflichtigen Gewinne aus Neugeschäft berücksichtigt wurden. Dies 

ist der Fall, wenn Gewinne in der Bilanz nach der gesetzlichen Rechnungsle-

gung angesetzt werden, jedoch nicht in der Solvenzbilanz. 
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2.23 Voraussichtlich würde eine Inkonsistenz auftreten zwischen den Annahmen, 

auf denen die Solvenzbilanz basiert, und den Annahmen, auf denen die Prog-

nosen der künftigen steuerpflichtigen Gewinne beruhen, wenn letztere die 

Wiederbeschaffung von Vermögenswerten zu einem höheren Wert als dem 

beizulegenden Zeitwert in der Solvenzbilanz beinhalten. Eine ähnliche Inkon-

sistenz würde voraussichtlich entstehen, wenn ein Unternehmen zu dem 

Schluss kommt, dass die versicherungstechnischen Rückstellungen nach Sol-

vency II im Vergleich zu den einzubehaltenden Gewinnen in der Prognose der 

künftigen steuerpflichtigen Gewinne mit einem zu hohen Wert geschätzt wur-

den. 

 

Zu Leitlinie 11 – Behandlung latenter Steuern bei Unternehmen, die von 

der Gruppenaufsicht ausgenommen sind 

2.24 Wenden die für die Gruppenaufsicht zuständigen Behörden Artikel 214 Ab-

satz 2 Buchstabe a der Solvency II-Richtlinie an, weil das Unternehmen in 

einem Land ansässig ist, in dem der Übermittlung der notwendigen Informa-

tionen rechtliche Hindernisse entgegenstehen, wird eine Beteiligung an einem 

verbundenen Unternehmen auf Ebene des Einzelunternehmens gemäß Arti-

kel 13 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/35 mit Null bewertet. 

Da dieses Fehlen von angemessenen Informationen auch die Durchführung 

einer ordnungsgemäßen Berechnung der latenten Steuern verhindert, wer-

den weder auf Gruppen- noch auf Einzelunternehmensebene latente Steuern 

angesetzt. 

2.25 Ausschlüsse gemäß Artikel 214 Absatz 2 Buchstabe b und c der Solvency II-

Richtlinie sind nur im Zusammenhang mit der Gruppenaufsicht relevant. La-

tente Steuereffekte werden daher in der Bilanz des Einzelunternehmens er-

fasst. Da jedoch das verbundene Unternehmen entweder aufgrund seiner un-

tergeordneten Bedeutung oder weil eine Einbeziehung insgesamt im Zusam-

menhang mit der Gruppe unangemessen oder irreführend wäre, ausgeschlos-

sen ist, wäre auf der Gruppenebene eine Einbeziehung der latenten Steuern 

im Zusammenhang mit dem verbundenen Unternehmen ebenfalls von unter-

geordneter Bedeutung, unangemessen oder irreführend. 

2.26 Artikel 229 der Solvency II-Richtlinie sieht vor, dass die für die Gruppenauf-

sicht zuständige Behörde auf Einzelfallbasis entscheiden kann, eine Beteili-

gung an einem verbundenen Unternehmen abzuziehen. Diese Beteiligung 

wird auf Ebene des Einzelunternehmens gemäß Artikel 13 der Delegierten 

Verordnung (EU) 2015/35 mit Null bewertet, sie kann jedoch latente Steuer-

effekte in der Bilanz verursachen. Das gleiche gilt für die Gruppenebene. Zur 

Berechnung der anrechenbaren Eigenmittel für die Solvabilität der Gruppe 

werden jedoch jegliche latenten Steuereffekte abgezogen. 


